Leistungsvertrag

zwischen

1. dem Kanton Bern, handelnd durch den Regierungsrat

2. der Stadt Bern, handelnd durch den Gemeinderat

3. den Ubrigen Gemeinden der Regionalkonferenz Bern-Mittelland, handelnd durch die

Regionalversammiung
(nachfolgend Beitragsgeber)
und

der Stiftung Kornhausbibliotheken Bern (nachfolgend Stiftung), Kornhausplatz 18, 3011
Bern, handelnd durch den Stiftungsrat

betreffend Betriebsbeitrage 2020-2023

1. Kapitel: Grundlagen

Art. 1 Rechtliche Grundlagen

Der vorliegende Leistungsvertrag stutzt sich auf folgende rechtliche Grundlagen:
- die Artikel 21-23 des Kantonalen Kulturféorderungsgesetzes vom 12. Juni 20121%;
- die Artikel 5, 8-12 der Kantonalen Kulturférderungsverordnung vom 13. November 20132;

- das Reglement der Stadt Bern vom 30. Januar 20033 fiir die Ubertragung 6ffentlicher Auf-
gaben auf Dritte und den Abschluss von Leistungsvertragen;

- die Verordnung der Stadt Bern vom 7. Mai 20034 furr die Ubertragung 6ffentlicher Aufga-
ben auf Dritte und den Abschluss von Leistungsvertragen.

Art. 2 Zweck und Tatigkeitsbereich der Stiftung

Die Stiftung betreibt nach der Zweckbestimmung ihrer Stiftungsurkunde den Verbund der
Kornhausbibliotheken.

Art. 3 Vertragsgegenstand

1 Gegenstand dieses Vertrages sind ausschliesslich die Leistungen der Kornhausbibliotheken
als Stadt- und Regionalbibliothek, d.h. die Bibliothek im Kornhaus, Kornhausplatz 18, 3011
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Bern, nicht aber die weiteren von der Stiftung betriebenen Gemeinde- und Quartierbibliothe-
ken.

2 Der Vertrag regelt die finanzielle Unterstiitzung der Stiftung durch die Beitragsgebenden und
die damit verbundenen Rechte und Pflichten der Vertragsparteien.

2. Kapitel: Leistungen und Pflichten der Stiftung

Art. 4 Leistungen der Stiftung

1 Die Stiftung beschafft und vermittelt Informationen, Publikationen und Medien fir alle Alters-
gruppen fur die Einwohnerinnen und Einwohner der Standortgemeinde und der Region Bern-
Mittelland.

2 Sie stellt eine ausgewogene Auswahl an Belletristik und Sachliteratur, an elektronischen und
neuen Medien sowie an Zeitschriften und Tages- und Wochenzeitungen zur Verfigung und
fuhrt einen Bestand an aktuellen Medien mit Bezug zur Region.

3 Sie fuhrt regelmassige Benutzendenschulungen und Fuhrungen durch.

4 Sie verfugt (iber adaquate und benutzendenfreundliche Offnungszeiten und stellt 6ffentliche
Arbeitsplatze inklusive Informatik und Internetzugang zur Verfliigung.

5 Sie berat die Schul- und Gemeindebibliotheken der Region, unterstiitzt sie und sorgt fur den
Wissenstransfer mit dem Ziel der Qualitdtsentwicklung der Schul- und Gemeindebibliotheken.

6 Die Stiftung fordert die Vernetzung der Bibliotheken ihrer Region, unterstiitzt sie, organisiert
gemeinsame Vorhaben, insbesondere fiihrt sie mindestens ein jahrliches Treffen mit densel-
ben durch.

7 Sie fordert die Harmonisierung der Softwarelésungen der Bibliotheken ihrer Region und un-
terstlitzt im Bereich der ,Digitalen Bibliothek Bern* den flachendeckenden Zugang in der Re-
gion Bern-Mittelland.

8 Sie ist ein Kompetenzzentrum fir die Leseforderung.

9 Sie ist ein Kompetenzzentrum fur die formale Erschliessung der Medien (u.a. Katalogisie-
rung).

10 Sie macht besondere Anstrengungen zugunsten der Zweisprachigkeit des Kantons Bern
und leistet Beitrage zur Integration Anderssprachiger.

11 Die Stiftung orientiert sich bei ihren Vorhaben an der Strategie der Erziehungsdirektion des
Kantons Bern fir das Netz der Regionalbibliotheken.

12 Die Leistungsindikatoren und Sollwerte ergeben sich aus Anhang 1.

Art. 5 Zugang zu den Angeboten

1 Die Stiftung gewahrleistet, dass die Angebote der Kornhausbibliothek allen Personen in ver-
gleichbarer Weise offen stehen. Sie unterlasst dabei jegliche Diskriminierungen.

2 Die Stiftung erleichtert Menschen mit Behinderungen den Zugang zu den Angeboten.

Art. 6 Informationsverhalten

Die Stiftung weist in ihren Publikationen auf die von den Beitragsgebenden gewahrte Unter-
stltzung hin.



Art. 7 Zusammenarbeit

Die Stiftung stimmt ihr Angebot an kulturellen Veranstaltungen auf das Angebot anderer Kul-
turanbietenden der Region ab und pflegt die Zusammenarbeit mit diesen.

Art. 8 Besuchendenerhebung

Die Stiftung beteiligt sich an der jahrlichen Erhebung des Bundesamtes fiur Statistik Gber die
Schul- und Gemeindebibliotheken.

Art. 9 Umweltschutz

Die Stiftung verpflichtet sich zu einem achtsamen Umgang mit der Umwelt. Sie verwendet
Mehrweggeschirr.

3. Kapitel: Personelles und Gleichstellung

Art. 10 Anstellungsbedingungen

1 Die Stiftung garantiert den Arbeitnehmenden im Vergleich zur Stadt gleichwertige Anstel-
lungsbedingungen.

2In der Zusammenarbeit mit Freiwilligen sind die Standards der Freiwilligenarbeit von
BENEVOL massgebend.

3 Die Stiftung fordert die Aus- und Weiterbildung ihres Personals. Insbesondere ist sie be-
sorgt, dass ihre Mitarbeitenden fachlich auf dem neusten Stand und gentigend qualifiziert
sind, um die vereinbarten Leistungen zu erbringen.

Art. 11 Entschadigungen

Bei Entschadigungen der Kulturschaffenden beachtet die Stiftung die Richtgagen und Richt-
I6hne der entsprechenden Verbande.

Art. 12 Gleichstellung

1 Die Stiftung halt die Vorschriften des Bundesgesetzes vom 24. Marz 19955 {iber die Gleich-
stellung von Frau und Mann ein.

2 Sie kann verpflichtet werden, einen Nachweis tber die Einhaltung der Lohngleichheit zu er-
bringen.

3 Sie trifft geeignete Massnahmen zur Verhinderung sexueller Belastigung.

4 Bei der Zusammensetzung des Stiftungsrats sorgt die Stiftung fur die angemessene Vertre-
tung (mindestens 30 Prozent) der Geschlechter.

Art. 13 Diskriminierungsverbot

Die Stiftung beachtet das Diskriminierungsverbot von Artikel 8 Absatz 2 der Bundesverfas-
sung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 19996 und garantiert eine diskri-
minierungsfreie Personalpolitik.

5 Gleichstellungsgesetz (GIG); SR 151.1
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4. Kapitel: Finanzielles

Art. 14 Betriebsbeitrag

1 Die Beitragsgebenden unterstiitzen die Leistungen der Stiftung gemass Artikel 4 mit einem
jahrlichen Betriebsbeitrag von

Fr. 3080 000.00
2Wahrend der Vertragsdauer erfolgt keine teuerungsbedingte Anpassung des Beitrags.

3 Der jahrliche Beitrag wird von der Stadt Bern in sechs Raten (Januar, Marz, Mai, Juli, Sep-
tember und November) lUberwiesen. Der Beitrag des Kantons Bern wird im Marz Uberwiesen.
Fiar die Beitrdge der Gbrigen Gemeinden der Regionalkonferenz fiihrt die Geschéaftsstelle der
Regionalkonferenz im 1. Quartal ein zentrales Inkasso durch.

Art. 15 Beitrage der einzelnen Beitragsgebenden

1Vom Betriebsbeitrag nach Artikel 14 Gbernehmen

a. die Stadt Bern 68 Prozent, d.h. Fr. 2 094 400.00

b. der Kanton Bern 20 Prozent, d.h. Fr. 616 000.00

c. die ubrigen Gemeinden der Region Bern-Mittelland 12 Prozent, d.h. Fr. 369 600.00

2Die Anteile der einzelnen Gemeinden ergeben sich aus dem Anhang 2.

Art. 16 Uberschiisse und Fehlbetrage
1 Uberschiisse und Fehlbetrage sind Sache der Stiftung.

2 Die Stiftung weist Uber den Zeitraum dieses Vertrags ein mindestens ausgeglichenes Rech-
nungsergebnis aus.

Art. 17 Verwendung der Mittel

1 Die Stiftung verpflichtet sich, die gewahrten Mittel nur fir die in diesem Vertrag genannten
Leistungen gemass Artikel 4 zu verwenden.

2 Der Betriebsbeitrag umfasst auch die Aufwendungen fiir die Miete fir die Raume der Stiftung
am Kornhausplatz 18, 3011 Bern, an Immobilien Stadt Bern sowie deren Unterhalt und allfalli-
gen Ersatz der Betriebseinrichtungen.

3 Investitionen, die lber die Aufwendungen nach Absatz 2 hinausgehen, sind nicht Gegen-
stand dieses Vertrags.

Art. 18 Eigenleistungen

1 Die Stiftung verpflichtet sich, Eigenmittel aus Benutzungsgebihren und weiteren Einnahmen
ZU generieren.

2 Sie verpflichtet sich zudem, Dritte zur Mitfinanzierung heranzuziehen und diese Mdglichkeit
bestmdglich auszuschdpfen.

3 Die Stiftung strebt einen Kostendeckungsgrad von mindestens 15 Prozent an. Der Kostende-
ckungsgrad errechnet sich wie folgt: Gesamtertrag aus den Leistungen gemass Artikel 4 ab-
zuglich des Betriebsbeitrags geméss Artikel 14 im Verhéaltnis zum Gesamtaufwand fur die Er-
bringung der Leistungen gemass Artikel 4.



5. Kapitel: Qualitatssicherung

Art. 19 Aufsichts- und Kontrollrechte

1 Die Stadt Bern ist fir die Aufsicht und Kontrolle der Vertragserfiillung zustandig. Sie infor-
miert die Gbrigen Beitragsgebenden Uber die Erkenntnisse geméass Artikel 20-22 und leitet

ihnen sdmtliche Unterlagen weiter. Die Beitraggebenden behandeln sensible Daten vertrau-
lich.

2 Sie ist berechtigt, im Rahmen ihrer Aufsichtsbefugnisse Auskiinfte zu verlangen und in alle
erforderlichen Unterlagen (Buchhaltung, Lohnabrechnung, Statistiken etc.) Einsicht zu neh-
men. Sie beachtet dabei den Personlichkeitsschutz.

3 Die Stiftung erteilt dem Finanzinspektorat der Stadt Bern sowie der kantonalen Finanzkon-
trolle auf Verlangen hin alle erforderlichen Auskiinfte und gewdahrt Einsicht in die Akten sowie
Zutritt zu den erforderlichen Raumlichkeiten.

Art. 20 Evaluationsgesprach

1Die Beitragsgebenden fiihren mit der Stiftung jahrlich ein Evaluationsgesprach durch. Sie
stellen zu diesem Zweck ein Evaluationsgremium zusammen.

2Vorgangig zum Gesprach orientiert die Stiftung schriftlich tlber den Vollzug des Leistungs-
vertrags. Die Berichterstattung erfolgt nach einem festgelegten Schema und enthéalt insbeson-
dere Angaben Uber die erbrachten Leistungen und die Erreichung von selbstgewdahlten Zielen.

Art. 21 Rechnungslegung

1 Die Stiftung wendet fur die Rechnungslegung die Bestimmungen von Artikel 957ff. des
Schweizerischen Obligationenrechts vom 30. Marz 19117 an. Sie weist dabei die Einnahmen
und Ausgaben der Regionalbibliothek (geméass Art. 3 Abs. 1 dieses Vertrags) gesondert aus.

2 Sie unterbreitet der Stadt Bern jahrlich vier Monate nach Abschluss des Geschaftsjahres zur
Kenntnisnahme das Budget fir das laufende Jahr sowie die von der Revisionsstelle geprufte
und von den zustandigen Organen unterzeichnete Jahresrechnung samt Jahresbericht, Besté-
tigungsbericht sowie allfalliger weiterer Berichte der Revisionsstelle.

3 Die Stadt Bern kann Vorschriften zur Darstellung von Jahresrechnung und Bilanz machen.

4In der Jahresrechnung sind insbesondere der erreichte Kostendeckungsgrad und die von
Dritten erhaltenen Mittel auszuweisen.

Art. 22 Weitere Informationspflichten

Die Stiftung orientiert die Stadt Bern umgehend Uber besondere Vorkommnisse, die fur die
Erfullung dieses Vertrags von Bedeutung sein kénnen, die Anderung der Stiftungsurkunde so-
wie die Anderung von Leitbildern oder Reglementen.
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Art. 23 Mitwirkung

Die Beitragsgebenden haben das Recht, drei Vertretungen in den Stiftungsrat zu ernennen:
a. Regionalkonferenz und Kanton Bern eine Vertretung

b. Stadt Bern zwei Vertretungen

6. Kapitel: Leistungsstérungen und Vertragsstreitigkeiten

Art. 24 Vorgehen bei Leistungsstdrungen

1 Stellt eine Vertragspartei fest, dass eine andere Vertragspartei ihren Pflichten nicht oder
nicht geniigend nachkommt, hat sie diese an ihre Pflichten zu mahnen und ihr eine Frist zur
Beseitigung der Leistungsstdrung anzusetzen.

2 Die Vertragsparteien bemihen sich, die Streitigkeiten einvernehmlich und sachgerecht zu
regeln. Gelingt dies nicht, gelten die nachfolgenden Bestimmungen uber Leistungskiirzung
und Ruckerstattung (Art. 25) und vorzeitige Vertragsaufldsung (Art. 26). Den Parteien steht
dabei der Rechtsweg nach dem kantonalen Gesetz vom 23. Mai 198928 Uber die Verwaltungs-
rechtspflege offen.

Art. 25 Leistungskirzung und Rickerstattung bereits erbrachter Leistungen

1 Erflllt die Stiftung den Vertrag nicht oder mangelhaft, so kénnen die Beitragsgebenden ihren
Betriebsbeitrag verweigern bzw. angemessen kiirzen.

2Unter denselben Voraussetzungen kdnnen sie bereits Gberwiesene Beitrage zurickfordern.

Art. 26 Vorzeitige Vertragsauflésung

1 Bei wesentlichen Vertragsverletzungen kann dieser Vertrag von jeder Vertragspartei unter
Einhaltung einer sechsmonatigen Frist jeweils auf ein Monatsende geklindigt werden.

2Von Seiten der Beitragsgebenden kann dieser Vertrag unter Einhaltung der Frist nach Ab-
satz 1 zudem aus folgenden Grinden gekindigt werden:

a. wenn die Stiftung falsche Auskinfte erteilt hat;
b. wenn die Stiftung Steuern oder Sozialabgaben nicht bezahlt hat;

c. wenn die Stiftung den finanziellen Verpflichtungen gegeniber einem der Beitragsgeben-
den nicht nachkommt;

d. wenn die Stiftung sich in einem Konkurs- oder Nachlassverfahren befindet, wenn Mass-
nahmen gemass Artikel 84a ZGB ergriffen werden missen oder wenn die Stiftung eine
Zweckanderung erféahrt oder aufgeldst wird (Art. 86f. und Art. 88f. ZGB).

8 VRPG; BSG 155.21



7. Kapitel: Schlussbestimmungen

Art. 27 Inkrafttreten und Vertragsdauer

1 Dieser Vertrag tritt mit der Zustimmung durch die Stiftung, durch das zustandige Organ der
Stadt Bern, durch die Regionalversammlung der Regionalkonferenz Bern-Mittelland und durch
den Regierungsrat am 1. Januar 2020 in Kraft.

2 Der Vertrag gilt unter Vorbehalt von Artikel 26 bis am 31. Dezember 2023.
8 Er wird in funf Exemplaren ausgefihrt.

4 Die Parteien erklaren die Absicht, rechtzeitig vor dem Ende der Laufzeit Verhandlungen tber
den Abschluss eines Folgevertrags aufzunehmen.

5 Kommt der Folgevertrag nicht rechtzeitig zustande, so kénnen der Regierungsrat, der Ge-
meinderat und die Kommission Kultur der Regionalkonferenz Bern-Mittelland der Verlange-
rung der Geltungsdauer des Vertrags um ein Jahr zustimmen.
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Anhang 1: Reportingblatt mit Indikatoren und Sollwerten

Leistungen Massnahmen Soll-Wert Ist Jahr 1 | Ist Jahr 2 | Ist Jahr 3 | Ist Jahr 4
gemass Art. 4 Qualitative und quantitative Kriterien pro Jahr*
Medienangebot:
- Anzahl Medien pro Einwohnerln der Standortge- 1.5
meinde
Bestand - Mindestbestand Regionalia 5’900
Erneuerung
- Erneuerung des Freihandbestands 10%
Gesamtumschlag :
- Jahrlicher Gesamtumschlag des Freihandbestands min. 3
Veranstaltungen:
- Anzahl der kulturellen Veranstaltungen min.10
- Anzahl der Veranstaltungen im Bereich Leseftrde-
rung 80
Besucherstatistik:
- Anzahl reale Besucherlnnen 240000
- Anzahl Besucherinnen digitale Angebote (Sitzungen | 300’000
via Website)
Nutzung - .
- Anzahl Besucherlnnen digitale Angebote (Sitzungen | 3’000
via App)
Benutzerschulung:
- Anzahl Benutzerschulungen und Fiihrungen 100
Offnungszeiten
- Wochendéffnungszeiten min. 40 Std.
Arbeitsplatze:
- Anzahl elektronischer Arbeitsplatze 10




- OPAC und WLAN ja
Raum:
- Betriebsflache min.
1'380m2
- Barrierefreier Zugang ja
Ausbildung:
- Ausbhildung als I1+D-Spezialistin der Bibliothekslei- ja
tung
Personal - Praktikumsplatze 3
Personalbestand:
- Vollzeitstellen (VZA) 17
Beratung der Bibliotheken
- Beratungen fur Schul- und Gemeindebibliotheken 60
Gemeinsame Projekte
- Projekte mit Schul- und Gemeindebibliotheken der 1
Region
Software-Harmonisierung:
. - Angebote zur Férderung Software-Harmonisierung 2
Kooperation und Un- . .
terstiitzung der Bibliotheken der Region
Treffen:
- Treffen der Schul- und Gemeindebibliotheken der 1
Region
- Evaluation der Treffen der Schul- und Gemeinde- 1
bibliotheken
Interbibliothekarischer und regionaler Leihverkehr
- Anzahl Ausleihen 100
Medienecho Anzahl Nennungen in regionalen und Uberregionalen | 10

Medien
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Finanzen

Soll-Wert Ist Jahr 1 | Ist Jahr 2 | Ist Jahr 3 | Ist Jahr 4
pro Jahr
Jahresrechnungen Ergebnis Jahresrechnung ausgeglichen
Kostendeckungsgrad Kostendeckungsgrad 15%°

* Die Sollwerte sind pro Jahr angegeben, sie missen lber die ganze Vertragsperiode gesehen durchschnittlich erreicht werden. Wird ein Soll-
Wert in einem Berichtsjahr nicht erreicht, ist dies jedoch schriftlich zu begrinden.

9 = Gesamtertrag aus den Leistungen gemass Artikel 4 abzuglich des Betriebsbeitrags gemass Artikel 14 im Verhéltnis zum Gesamtaufwand fur die Erbringung der Leistungen ge-

mass Artikel 4 .
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Anhang 2: Beitrage der Ubrigen Gemeinden gemass Art. 15 Abs. 2

< wird von RK nachgereicht, voraussichtlich im Méarz 2019>
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	c. die übrigen Gemeinden der Region Bern-Mittelland 12 Prozent, d.h. Fr. 369 600.00
	P2 PDie Anteile der einzelnen Gemeinden ergeben sich aus dem Anhang 2.

	Art. 16   Überschüsse und Fehlbeträge
	P1 PÜberschüsse und Fehlbeträge sind Sache der Stiftung.
	P2 PDie Stiftung weist über den Zeitraum dieses Vertrags ein mindestens ausgeglichenes Rechnungsergebnis aus.


	Art. 17   Verwendung der Mittel
	P1 PDie Stiftung verpflichtet sich, die gewährten Mittel nur für die in diesem Vertrag genannten Leistungen gemäss Artikel 4 zu verwenden.
	P2 PDer Betriebsbeitrag umfasst auch die Aufwendungen für die Miete für die Räume der Stiftung am Kornhausplatz 18, 3011 Bern, an Immobilien Stadt Bern sowie deren Unterhalt und allfälligen Ersatz der Betriebseinrichtungen.
	P3 PInvestitionen, die über die Aufwendungen nach Absatz 2 hinausgehen, sind nicht Gegenstand dieses Vertrags.

	Art. 18   Eigenleistungen
	P1 PDie Stiftung verpflichtet sich, Eigenmittel aus Benutzungsgebühren und weiteren Einnahmen zu generieren.
	P2 PSie verpflichtet sich zudem, Dritte zur Mitfinanzierung heranzuziehen und diese Möglichkeit bestmöglich auszuschöpfen.
	P3 PDie Stiftung strebt einen Kostendeckungsgrad von mindestens 15 Prozent an. Der Kostendeckungsgrad errechnet sich wie folgt: Gesamtertrag aus den Leistungen gemäss Artikel 4 abzüglich des Betriebsbeitrags gemäss Artikel 14 im Verhältnis zum Gesamta...

	5. Kapitel: Qualitätssicherung
	Art. 19   Aufsichts- und Kontrollrechte
	P1 PDie Stadt Bern ist für die Aufsicht und Kontrolle der Vertragserfüllung zuständig. Sie informiert die übrigen Beitragsgebenden über die Erkenntnisse gemäss Artikel 20–22 und leitet ihnen sämtliche Unterlagen weiter. Die Beitraggebenden behandeln s...
	P2 PSie ist berechtigt, im Rahmen ihrer Aufsichtsbefugnisse Auskünfte zu verlangen und in alle erforderlichen Unterlagen (Buchhaltung, Lohnabrechnung, Statistiken etc.) Einsicht zu nehmen. Sie beachtet dabei den Persönlichkeitsschutz.
	P3 PDie Stiftung erteilt dem Finanzinspektorat der Stadt Bern sowie der kantonalen Finanzkontrolle auf Verlangen hin alle erforderlichen Auskünfte und gewährt Einsicht in die Akten sowie Zutritt zu den erforderlichen Räumlichkeiten.
	P1 PDie Beitragsgebenden führen mit der Stiftung jährlich ein Evaluationsgespräch durch. Sie stellen zu diesem Zweck ein Evaluationsgremium zusammen.
	P2 PVorgängig zum Gespräch orientiert die Stiftung schriftlich über den Vollzug des Leistungsvertrags. Die Berichterstattung erfolgt nach einem festgelegten Schema und enthält insbesondere Angaben über die erbrachten Leistungen und die Erreichung von ...
	Art. 21   Rechnungslegung
	P1 PDie Stiftung wendet für die Rechnungslegung die Bestimmungen von Artikel 957ff. des Schweizerischen Obligationenrechts vom 30. März 1911P6F P an. Sie weist dabei die Einnahmen und Ausgaben der Regionalbibliothek (gemäss Art. 3 Abs. 1 dieses Vertra...
	P2 PSie unterbreitet der Stadt Bern jährlich vier Monate nach Abschluss des Geschäftsjahres zur Kenntnisnahme das Budget für das laufende Jahr sowie die von der Revisionsstelle geprüfte und von den zuständigen Organen unterzeichnete Jahresrechnung sam...
	P3 PDie Stadt Bern kann Vorschriften zur Darstellung von Jahresrechnung und Bilanz machen.
	P4 PIn der Jahresrechnung sind insbesondere der erreichte Kostendeckungsgrad und die von Dritten erhaltenen Mittel auszuweisen.

	Art. 22   Weitere Informationspflichten
	Die Stiftung orientiert die Stadt Bern umgehend über besondere Vorkommnisse, die für die Erfüllung dieses Vertrags von Bedeutung sein können, die Änderung der Stiftungsurkunde sowie die Änderung von Leitbildern oder Reglementen.

	Art. 23   Mitwirkung
	Die Beitragsgebenden haben das Recht, drei Vertretungen in den Stiftungsrat zu ernennen:
	a. Regionalkonferenz und Kanton Bern eine Vertretung
	b. Stadt Bern zwei Vertretungen


	6. Kapitel: Leistungsstörungen und Vertragsstreitigkeiten
	Art. 24   Vorgehen bei Leistungsstörungen
	P1 PStellt eine Vertragspartei fest, dass eine andere Vertragspartei ihren Pflichten nicht oder nicht genügend nachkommt, hat sie diese an ihre Pflichten zu mahnen und ihr eine Frist zur Beseitigung der Leistungsstörung anzusetzen.
	P2 PDie Vertragsparteien bemühen sich, die Streitigkeiten einvernehmlich und sachgerecht zu regeln. Gelingt dies nicht, gelten die nachfolgenden Bestimmungen über Leistungskürzung und Rückerstattung (Art. 25) und vorzeitige Vertragsauflösung (Art. 26)...

	Art. 25   Leistungskürzung und Rückerstattung bereits erbrachter Leistungen
	P1 PErfüllt die Stiftung den Vertrag nicht oder mangelhaft, so können die Beitragsgebenden ihren Betriebsbeitrag verweigern bzw. angemessen kürzen.
	P2 PUnter denselben Voraussetzungen können sie bereits überwiesene Beiträge zurückfordern.

	Art. 26   Vorzeitige Vertragsauflösung
	P1 PBei wesentlichen Vertragsverletzungen kann dieser Vertrag von jeder Vertragspartei unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist jeweils auf ein Monatsende gekündigt werden.
	P2 PVon Seiten der Beitragsgebenden kann dieser Vertrag unter Einhaltung der Frist nach Absatz 1 zudem aus folgenden Gründen gekündigt werden:
	a. wenn die Stiftung falsche Auskünfte erteilt hat;
	b. wenn die Stiftung Steuern oder Sozialabgaben nicht bezahlt hat;
	c. wenn die Stiftung den finanziellen Verpflichtungen gegenüber einem der Beitragsgebenden nicht nachkommt;
	d. wenn die Stiftung sich in einem Konkurs- oder Nachlassverfahren befindet, wenn Massnahmen gemäss Artikel 84a ZGB ergriffen werden müssen oder wenn die Stiftung eine Zweckänderung erfährt oder aufgelöst wird (Art. 86f. und Art. 88f. ZGB).


	7. Kapitel: Schlussbestimmungen
	Art. 27   Inkrafttreten und Vertragsdauer
	P1 PDieser Vertrag tritt mit der Zustimmung durch die Stiftung, durch das zuständige Organ der Stadt Bern, durch die Regionalversammlung der Regionalkonferenz Bern-Mittelland und durch den Regierungsrat am 1. Januar 2020 in Kraft.
	P2 PDer Vertrag gilt unter Vorbehalt von Artikel 26 bis am 31. Dezember 2023.
	P3 PEr wird in fünf Exemplaren ausgeführt.
	P4 PDie Parteien erklären die Absicht, rechtzeitig vor dem Ende der Laufzeit Verhandlungen über den Abschluss eines Folgevertrags aufzunehmen.
	P5 PKommt der Folgevertrag nicht rechtzeitig zustande, so können der Regierungsrat, der Gemeinderat und die Kommission Kultur der Regionalkonferenz Bern-Mittelland der Verlängerung der Geltungsdauer des Vertrags um ein Jahr zustimmen.



